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Am 2. Oktober 2019 fand in Linz eine Fachtagung zu Kinder-
rechten bei Obsorge- und Kontaktregelungen statt. Organisiert 
wurde die Tagung von den kijas Österreichs in Kooperation mit 
der Sektion für Familie und Jugend des Bundeskanzleramts 
und dem Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Dere-
gulierung und Justiz.

Mehr als 25.000 Kinder und Jugendliche in Österreich sind 
jährlich von der Trennung oder Scheidung ihrer Eltern be-
troffen. Dies bringt für alle Beteiligten viele Veränderungen 
und Herausforderungen mit sich. Kinder brauchen in dieser 
Situation vermehrte Zuwendung und Sicherheit, ihre Eltern sind 
aber oft zu sehr mit sich selbst und ihrer eigenen Problematik 
beschäftigt. 

Im Zuge der Tagung beschäftigten sich die 
Teilnehmenden eingehend mit folgenden Fragen:

  �Was hilft Kindern, die Trennung der Eltern ohne große 
Verletzungen zu bewältigen und diese Erfahrung gut in 
ihr Leben zu integrieren? 

  �Wie können frühzeitige und nachhaltige Lösungen 
forciert werden, damit das „Recht des Kindes auf Kontakt 
zu beiden Elternteilen“ nicht zur Farce wird? 

  �Wie können Obsorge, Kontakte und individuelle Lebens-
formen bindungssicher gestaltet werden?

Vielfältige Perspektiven auf ein 
komplexes Thema
Fachleute aus unterschiedlichen Gebieten boten ein breites 
Spektrum von Perspektiven auf diese Fragen. So wurden 
etwa aus bindungstheoretischer Sicht die Auswirkungen von 
Trennung und Scheidung auf die existentiellen Bedürfnisse von 
Kindern beleuchtet. Psychologe Claus Koch sprach dabei über 
eine Reihe von Maßnahmen, wie etwa den Kindern das Gefühl 
zu nehmen, an der Trennung (mit-)schuld zu sein oder die 
Selbstwirksamkeit von Kindern zu fördern und stärken.

Im Zentrum standen auch Instrumente um Kindern zu helfen, 
wenn es doch zur Scheidung vor Gericht kommt. Jurist Peter 
Barth (BMJ) erläuterte die bestehenden Möglichkeiten, wie 
etwa Clearing oder fachliche Stellungnahmen durch die Fami-
lien- und Jugendgerichtshilfe, Kinderbeistand, verpflichtende 
Elternberatung, Erziehungsberatung, Besuchsmittlung oder 
Besuchsbegleitung.

Je höher die Eskalationsstufe im Konflikt zwischen den Eltern, 
umso dringender ist es, Beratungsangebote für Eltern anzubie-
ten, damit Kinder weiterhin eine gute und stabile Beziehung zu 
beiden Elternteilen aufrechterhalten können. Ewald Filler und 
Elmar Fleisch informierten deshalb in einem Podiumsgespräch 
über die Möglichkeit der Elternberatung. 

Auch ein statistischer Überblick über Scheidung und betroffene 
Kinder durfte nicht fehlen, wobei Psychologe Jörg Fichtner 
dazu anregte, mit Eltern an ihrer Empathiefähigkeit zu arbeiten, 
die im Konflikt verloren gehen kann. Zum Thema Kinderbei-
stand stellte Judit Barth-Richtarz zusammen mit Veronika Ko-
var eine aktuelle Studie vor. Die Conclusio: Der Kinderbeistand 
wird von den Kindern und Jugendlichen gut angenommen 
und als wertvolle Unterstützung in einem Obsorge- und/oder 
Kontaktrechtsverfahren erlebt. 

Der Kinderbeistand – eine viel zu 
selten genutzte Ressource
Die kijas Österreichs veröffentlichten im Rahmen dieser Tagung 
ein Positionspapier, in dem sie den Rechtsanspruch auf den Kin-
derbeistand forderten. In Österreich stehen derzeit 160 ausgebil-
dete Kinderbeistände zur Verfügung. Bei durchschnittlich 26.000 
Fällen betreffend Obsorge/Kontaktrecht kamen 2019 österreich-
weit nur in knapp 700 Fällen Kinderbeistände zum Einsatz.

Fachtagung „Ich und meine Eltern“Interessensvertretung
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1 https://www.kija-sbg.at/fileadmin/user_upload/Position_Trennung_und_Scheidung_2019.pdf

AUGENMERK 
FÜR DIE ZUKUNFT

Damit der Kinderbeistand öfter zum Einsatz kommt, 
sollte eine verpflichtende Bestellung gesetzlich 
verankert werden. 
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Vorträge:
  �Mobbing kann doch jede*r! (Mechthild Schäfer, LMU 
München)

  �Mobbing und Mitgefühl (Rupert Herzog, Mobbing- und 
Gewaltpräventionsstelle kija OÖ)

  �Bleiben Sie in Kontakt! (Christoph Göttl, Facharzt für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie)

  �(Cyber-)Mobbing und das Gesetz: Was man darüber 
wissen sollte (Alexander Geyrhofer, Polizist & Pädagoge)

  �Bündnis gegen Cyber-Mobbing Karlsruhe  
(Peter Sommerhalter, Dozent in der Jugend- und 
Erwachsenenbildung)

Panels:
  �Saferinternet.at: Was Eltern wissen sollten  
(Sonja Messner, akzente)

  �Zuerst erziehen, dann unterrichten (Elisabeth 
Tiefenbacher, Direktorin NMS Währing)

  �Gemeinsam auf den Weg machen - Praxisbericht 
(Elisabeth Seelmann-Kriegl, Direktorin VS Maxglan 2)

  �No Blame Approach - Erste Hilfe gegen Mobbing 
(Barbara Wick, Friedensbüro)

  �Die Arbeit der Mobbing- und Gewaltpräventionsstelle 
der kija OÖ (Rupert Herzog, Mobbing- und  
Gewaltpräventionsstelle kija OÖ)

  �Elterngespräche in kritischen Situationen (Barbara 
Frauendorff & Cornelia Grünwald, kija Salzburg)

Der Schultag beginnt und endet an der Schultür. Leider gilt das 
nicht für Cyber-Mobbing. Die Angst, die Gemeinheiten und 
Beschimpfungen, das Bloßstellen mit Bildern und Worten hält 
oft rund um die Uhr an. Pädagog*innen bekommen davon oft 
nichts mit, Eltern nur, wenn sie sich intensiv mit der Lebensre-
alität ihrer Kinder beschäftigen und ein gutes Gespür und eine 
gute Gesprächsbasis haben. Doch selbst dann bleibt Vieles 
im Verborgenen. Die (Langzeit-)Folgen davon: sinkendes 
Selbstvertrauen, soziale Isolation, Stresssymptome, depressive 
Verstimmungen, Schlafstörungen bis hin zum Schulabbruch - 
um nur einige zu nennen. 

Was können wir dagegen tun? Und vor allem - was müssen 
wir tun, um kompetent im Bereich Schule und Erziehung zu 
handeln? Zu diesen Fragen veranstaltete die kija Salzburg in 

Kooperation mit akzente Salzburg, der Arbeiterkammer Salz-
burg, dem Salzburger Bildungswerk, der Pädagogischen Hoch-
schule, dem Land Salzburg und dem Friedensbüro zwischen 
22. und 23. Oktober 2019 eine zweitägige Fachtagung.

Das Interesse war groß und die Tagung schnell ausgebucht. An 
der ursprünglich für 100 Teilnehmende konzipierten Veranstal-
tung nahmen schlussendlich 180 Personen teil, weitere 100 
erhielten keinen Platz mehr. Die vielen Teilnehmenden - unter 
ihnen Pädagog*innen, Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen 
und Eltern - folgten der Einladung genau hinzuschauen und 
herauszufinden, welche Mechanismen es sind, die Mobbing be-
feuern und was sie tun können, um Kindern und Jugendlichen 
eine gesunde psychische Entwicklung zu gewährleisten.

(Cyber-)Mobbing auf den Grund gehen
In den unterschiedlichen Vorträgen und Arbeitskreisen zeigte 
sich, dass sich viele Lehrer*innen wie auch Eltern immer noch 
unzureichend informiert fühlen, wenn es um Neue Medien im 
Allgemeinen oder Cyber-Mobbing im Speziellen geht. Mobbing, 
Grooming oder Happy Slapping stellen ernste Verstöße gegen 
das Strafgesetz dar und wurden auch aus diesem Blickwinkel 
genauer beleuchtet. Neue Modelle der Mobbingprävention und 
-intervention wurden vermittelt und diskutiert, wobei in allen 
Panels und Workshops die Praxis nicht zu kurz kam. 
In den Pausen der Tagung wurden Expert*innen wie Mechthild 
Schäfer von Medienvertreter*innen zur aktuellen Forschungssi-
tuation in Bezug auf Mobbing interviewt. Es ginge immer auch 
um das System und die Rahmenbedingungen, betonte letztere 
dabei. Es gebe in einer Klasse nicht nur Opfer und Täter*innen. 
Was dahinter steht ist oft sehr komplex.

Tagung: „Dissen, haten, pranken“Interessensvertretung

Das Tagungsteam mit den beiden Landesrätinnen Andrea Klambauer 
und Maria Hutter.
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hang vor allem Gespräche mit den Eltern über Gewalt und 
Gewaltvermeidung. 

Insgesamt sind es vor allem weibliche Jugendliche, Jugendli-
che mit Migrationserfahrung und jene aus niedrigen und mitt-
leren Bildungsschichten, die häufiger Gewalt in ihrem Umfeld 
wahrnehmen und erleben. 

Die kijas Österreichs beauftragten im Februar 2020 das Institut 
für Jugendforschung eine österreichweite Studie zu Gewalt- 
und Mobbingerfahrungen von Jugendlichen durchzuführen.1  
An der sowohl qualitativen als auch quantitativen Forschung 
nahmen mehr als 1.000 junge Menschen zwischen 14 und 18 
Jahren teil.2 

Die am häufigsten genannte Gewalterfahrung war dabei 
Mobbing im schulischen Umfeld.3 Schule ist für viele demnach 
kein geschützter Raum, vielmehr ein Ort der Bedrohung. 
Jugendliche erzählten von Mobbing aufgrund ihrer Hautfarbe, 
ihres Gewichts bzw. Aussehens oder weil sie einfach „anders“ 
sind. Dabei blieb es nicht immer bei Abwertungen und Beleidi-
gungen, in manchen Fällen kam es auch zu physischer Gewalt. 
Besonders schwierig war für Betroffene, dass - wenn sie sich 

Hilfe holten - es keine klaren Konsequenzen für die Täter*innen 
gab. Oft mussten sie selbst das Umfeld verlassen.

Durch die starke Digitalisierung des Alltags ist das Thema 
Cyber-Mobbing für Jugendliche allgegenwärtig. Rund ein Vier-
tel der Befragten war in den Sozialen Medien Beleidigungen 
ausgesetzt, 13 Prozent erlebten es, dass im Internet falsche 
Behauptungen über sie aufgestellt wurden, auch mit negativen 
Kommentaren sahen sich schon viele konfrontiert.

Erschreckend, aber wenig überraschend: sexualisierte Gewalt 
und die Angst davor sind für junge Frauen ständige Begleiter. 
Sie fühlen sich oft auf öffentlichen Plätzen und Verkehrsmitteln, 
beim Ausgehen, aber auch online stärker von Gewalt bedroht 
als männliche Befragte. 35 Prozent wurden schon einmal 
ungewollt berührt. 

Umgang mit Gewaltsituationen
Jugendliche gehen Konfrontationen wenn möglich aus dem 
Weg oder versuchen diese gewaltfrei zu lösen. Die Mehrheit ist 
bereit, sich Hilfe zu holen. Dabei wenden sie sich vor allem an 
Nahestehende, wie Familie oder Freund*innen. Die Kontaktauf-
nahme zu externen Personen erfolgt meist erst, wenn die Un-
terstützung aus dem direkten sozialen Umfeld nicht ausreicht.

In vielen Schulen finden durchaus Maßnahmen zur Gewaltprä-
vention statt. Diese werden zwar als positiv bewertet, jedoch 
auch manches Mal als „langweilig“ beschrieben oder erst in der 
Retrospektive für sinnvoll empfunden. Als für sie selbst positive 
Erfahrung beschreiben die Befragten in diesem Zusammen-

Studie zu Gewalt & Mobbing Interessensvertretung

v. li.: Denise Schiffrer-Barac, Kinder- und Jugendanwältin Steiermark, 
Christine Winkler-Kirchberger, Kinder- und Jugendanwältin Oberöster-
reich, Bernhard Heinzlmaier, Vorsitzender des Instituts für Jugendkul-
turforschung, Elisabeth Harasser, Kinder- und Jugendanwältin Tirol.
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1 siehe auch S. 18, „Studie 30 Jahre Gewaltverbot“
2 Ergebnisbericht der Studie „Recht auf Schutz vor Gewalt“: https://www.kija.at/images/Ergebnissbericht_Jugendstudie_Recht_auf_Schutz_vor_Gewalt_c9ab5.pdf
3 siehe auch vorige Seite und S. 40, „Schulklassen-Workshops“

AUGENMERK 
FÜR DIE ZUKUNFT

  �Verstärkung staatlicher Maßnahmen und Bereitstellung 
ausreichender Ressourcen

  �Sensibilisierung für verschiedene Formen der Gewalt 
und gewaltfreie Erziehung, u. a. Bekanntmachung des 
gesetzlichen Gewaltverbots

  �Kontinuierliche und zielgruppengerechte Arbeit mit 
Eltern, Pädagog*innen, Ärzt*innen und jungen Menschen

  �Stärkung der Kinder- und Jugendrechte im Bildungswe-
sen - vom Kindergarten bis zur Matura, in allen 
Ausbildungszweigen sowie bei arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen für Jugendliche

  �Gesetzliche Absicherung und ausreichende Ressourcen 
für Schulsozialarbeit

  �Verbesserungen bei der Wahrnehmung der gesetz-
lichen Mitteilungspflicht an die Kinder- und Jugendhilfe 
durch die mitteilungspflichtigen Fachkräfte, vor allem 
im medizinischen und pädagogischen Bereich

  �Durchgehend präventive Angebote und Workshops zu 
Mobbing, Cyber-Mobbing, Kinderrechte usw. in Schulen, 
unabhängig von der gerade geltenden „Ampelfarbe“
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Auswirkungen der neuen Sozialhilfe: Grundsatzgesetz 
und Sozialunterstützungsgesetz (SUG)
Die kijas Österreichs haben sich - neben dem Kritikpunkt 
genau in dieses Gesetzesvorhaben mit gravierenden 
Auswirkungen auf Kinder offiziell nicht einbezogen worden 
zu sein - in ihrer Stellungnahme vom Jänner 2019 klar und 
deutlich gegen den Entwurf ausgesprochen. Die geplanten 
Änderungen widersprechen fundamentalen Säulen der 
UN-Kinderrechtskonvention, dem Prinzip der Kindeswohl-
vorrangigkeit, dem Grundsatz der Gleichbehandlung und 
dem Recht auf bestmögliche Entwicklung u. a. durch den 
Ausschluss zahlreicher Personengruppen (z. B. subsidiär 
Schutzberechtigter) oder die degressive Staffelung und 
verminderten Beträge ab dem zweiten Kind. Vor dem 
Risiko einer Zunahme von Kinderarmut wurde als Mitglied 
der Salzburger Armutskonferenz auch auf Landesebene 
gewarnt.  

 ����Auf die Forderungen der kijas wurde nicht eingegangen. 
Das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz trat mit 1.6.2019 und 
das SUG mit 1.1.2021 in Kraft. Auch wenn im Land 
Salzburg auf die degressive Staffelung verzichtet wurde, 
erhalten Kinder und Jugendliche nur mehr 60 Prozent 
der Leistungen, die sie nach der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung bezogen haben.

Regelmäßig wird die kija Salzburg gemäß ihrem gesetzlichen 
Auftrag aufgefordert, in Begutachtungsverfahren sowohl auf 
Landes-, als auch in Kooperation mit den kijas Österreichs, 
auf Bundesebene an Gesetzesentwürfen mitzuwirken. 

2018

Harmonisierung des Jugendschutzes
Die kija Salzburg hat seit Jahren eine österreichweite Har-
monisierung der Jugendschutzbestimmungen gefordert und 
daher die vereinheitlichten Regelungen bezüglich der Aus-
gehzeiten sowie für Tabak- und Alkoholkonsum befürwortet. 
Darüberhinausgehende Forderungen waren ein generelles 
Verbot von Zigarettenautomaten, ein Rauchverbot auf Kin-
derspielplätzen sowie ein zielgruppenspezifisches flächende-
ckendes Angebot professioneller Informations- und Aufklä-
rungsarbeit über Folgen und Risiken des Nikotinkonsums 
sowohl für junge Menschen als auch für Eltern und Personen, 
die beruflich im Kinder- und Jugendbereich tätig sind. 

 �Die Harmonisierung wurde zwar in weiten Teilen 
durchgeführt, den zusätzlichen Empfehlungen der kija 
Salzburgen wurde jedoch nicht entsprochen.

2019

Kinderbetreuungsgesetz 
Die Verpflichtung der Gemeinden zur Bedarfsdeckung 
(Versorgungsauftrag) sollte nach Ansicht der kija weiter 
bestehen bleiben, der Betreuungsschlüssel in Kinderbe-
treuungseinrichtungen erhöht bzw. die Gruppen verkleinert 
werden. Zudem sollte in jeder KIB eine sonderpädagogische 
Fachkraft fix angestellt sein und nach dem inklusiven 
Ansatz - nicht erst im „Bedarfsfall“ als mobile Springerin - 
eingesetzt werden. Dies käme allen Kindern zugute.

 ��Leider wurde keine der Forderungen umgesetzt.

Stellungnahmen, Positionen, ForderungenInteressensvertretung
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Seit Jahren auf der Agenda der Kinder- und Jugendanwaltschaft: die 
Verbesserung des Betreuungsschlüssels in Kindergärten. 
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2020

Schulorganisationsgesetz / Ethikunterricht für 
Schüler*innen
Die kijas begrüßten in ihrer Stellungnahme das Vorhaben 
des Gesetzgebers, den Ethikunterricht in Österreich breiter 
zu verankern. Allerdings forderten sie dieses Fach für alle 
Schüler*innen unabhängig von ihrer Konfession ab der 1. 
Klasse Volksschule, eine pädagogisch-didaktische Orientie-
rung des gemeinsamen Ethikunterrichts auf Demokratiekul-
turkompetenzen und soziales Lernen und eine insgesamte 
Stärkung der Kinderrechte im Bildungswesen. Es dürfe zu 
keiner Aufweichung der Trennung von staatlichem Bildungs-
auftrag und Religion kommen. 

 �Der Ethikunterricht wurde als Alternative für 
Schüler*innen ab der Oberstufe im Ausmaß von zwei 
Wochenstunden beschlossen. Die kijas werden das 
Thema weiter im Blick haben und auf eine Evaluierung 
drängen.

 

Hass-im-Netz-Bekämpfungs-Gesetz (Sammelgesetz)
Die Gesetzesinitiative wurde von den kijas ausdrücklich be-
grüßt, wird doch damit eine dringend notwendige Gesetzes-
lücke geschlossen. 

 �Weiters wurden Kinderrechtsstandards, altersgerechte 
Informationsangebote, ein niederschwelliger und  
kostenloser Rechtszugang und die Sicherstellung  
ausreichender Beratungs- und Rechtsvertretungskapa-
zitäten empfohlen. 

Berufs- und einrichtungsübergreifende Initiative 
gegen die Anzeigepflicht
Die Verschwiegenheitspflicht gilt als eine Grundvorausset-
zung für professionelles und klient*innenorientiertes Arbei-
ten im Kontext von Betreuung und Beratung. Mit dem neuen 
Gewaltschutzgesetz wurde eine Anzeigepflicht und am Be-
ginn einer Behandlung eine Informationspflicht über die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für Psychotherapeut*innen, 
Psycholog*innen u. a. Gesundheitsberufe eingeführt. Es ist 
zu befürchten, dass dies viele Klient*innen abhalten wird, 
sensible Themenbereiche anzusprechen. 

 �Die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs 
empfehlen gemeinsam mit vielen anderen eine  
Überarbeitung des Gesetzes unter Einbindung der im 
Feld tätigen Expert*innen.

Sexualpädagogische Bildung in Gefahr!
Auf Antrag von ÖVP und FPÖ sollte die bewährte sexualpä-
dagogische Bildung durch externe Fachkräfte an Schulen 
abgeschafft werden. Die kijas Österreichs stellten sich klar 
dagegen. 

 ���Der Empfehlung der kijas wurde entsprochen,  
sexualpädagogische Bildung an Schulen durch externe  
Fachkräfte ist weiterhin vorgesehen.

2019

Gemeinnützige Tätigkeiten sind wertvoll
Die kijas nahmen zur Verordnung des Bundesministers für 
Inneres über die Heranziehung von Asylsuchenden und 
bestimmten „sonstigen Fremden“ für gemeinnützige Hilfs-
tätigkeiten und die geringe Höhe des hierfür zu leistenden 
Anerkennungsbeitrags in Bezug auf Jugendliche Stellung. 
Laut kija ist eine Anlehnung bzw. ein Vergleich mit der 
Entschädigung österreichischer Zivildiener sachlich nicht 
gerechtfertigt. 

 ���Die Forderung der kija wurde erfüllt, die Verordnung  
trat mit 23.5.2019 gänzlich außer Kraft.

Drittes Gewaltschutzgesetz
Viele der Änderungen wurden von der kija positiv wahrge-
nommen. Verbesserungsvorschläge gab es jedoch u. a. 
in Bezug auf Resozialisierungsmaßnahmen anstatt einer 
Strafverschärfung für jugendliche Straftäter*innen (§ 19 Abs. 
4 JGG). 

 ��Die Forderungen der kija blieben unberücksichtigt  
und die Gesetzesänderung ist seit 1.1.2020 mit einer 
Strafverschärfung für junge Erwachsene in Kraft.

Kinderrechte im Regierungsprogramm
Anlässlich des 30-jährigen Jubiläums der UN-Kinderrechts-
konvention appellierten die österreichischen Kinder- und 
Jugendanwält*innen an die zukünftige Bundesregierung 
die Kinderrechte ins Regierungsprogramm aufzunehmen 
und formulierten zahlreiche konkrete Vorschläge, z. B. den 
Ausbau der Gewaltprävention und des Kinderschutzes.  

Stellungnahmen, Positionen, ForderungenInteressensvertretung
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Notwendige Maßnahmen (auszugsweise):
  �Ausbau der Kinder- und Jugendhilfe; keine Ausdünnung 
durch Einsetzen der Mitarbeiter*innen für Corona-bezogene 
Tätigkeiten

  �Flächendeckende Angebote zur sozialen-emotionalen 
Entlastung an Schulen 

  �Ausbau von Therapieplätzen und therapeutischen Gruppen-
angeboten zur Bewältigung von Ängsten, Stress und anderen 
Covid-19-bedingten Belastungen

  �Unterstützungsleistungen bei Bedarf, besonders für sozial 
benachteiligte oder chronisch kranke und behinderte Kinder 

  �Verstärkter Einsatz von Schulbussen zu den Stoßzeiten  
bzw. Änderung der Zählweise nach dem Motto:  
„Jedes Kind ein Sitzplatz“

  �Förderung von Aktivitäten mit Gleichaltrigen (Freizeit und 
Sport)

  �Einbau von Luftfilteranlagen in Kinderbetreuungseinrich-
tungen und Schulen 

  �Kostenlose Kinderbetreuung für alle Eltern, die von  
Arbeitslosigkeit betroffen sind

  �Einheitliches abgestimmtes Vorgehen der Gesundheits-
behörden  

  �Eigene „Hotline“ bzw. Fachpersonal für Gesundheitsmaß-
nahmen und -fragen von denen Kinder betroffen sind

  �Überdenken der Quarantänemaßnahmen für Kleinkinder: 
gelindere Mittel, Verkehrsbeschränkungen unter Auflagen, 
etc.

  �Information in kindgerechter Sprache
  �Sensibilisierungskampagnen zum Gewaltverbot in der 
Erziehung

Stellungnahmen zur Covid-19-Pandemie
Ab März 2020 war auch dieser Tätigkeitsbereich naturgemäß 
von der Covid-19-Pandemie bestimmt. Auch wenn die kija - so 
wie viele Entscheidungsträger*innen - in der Beurteilung der 
Maßnahmen mit Widersprüchen und Zielkonflikten umzugehen 
hatte, ist festzuhalten: Kinderrechte als Grundrechte sind ein 
stabiler Bezugsrahmen, das Vorrangigkeitsprinzip des Kindes-
wohls gilt auch in der Krise. Alle Pandemiebekämpfungsmaß-
nahmen müssen also immer wieder an den Grundrechten von 
jungen Menschen ausgerichtet und Eingriffe in diese Rechte 
dürfen nur gut begründet, verhältnismäßig und zum Schutz von 
Leben und Gesundheit zugelassen werden. Aus Sicht der kijas 
war/ist das nicht immer ausreichend der Fall.

Die kijas haben dies regelmäßig bei den diversen Covid-
19-Maßnahmen eingemahnt und im Berichtszeitraum neben 
zahlreichen Presseaussendungen folgende Stellungnahmen 
verfasst1:

  �Schule in Zeiten des Coronavirus (März 2020)
  �Schutzschirm für Kinder und Jugendliche auch in 
Zeiten von Covid-19 (März 2020)

  �Kontaktrecht und Corona-Virus (März 2020)
  �Schüler*innen im Zusammenhang mit dem  
Coronavirus positiv motivieren und emotional 
begleiten (April 2020)

  �kijas gegen Schulschließungen (November 2020)
  �Den Kindern und Jugendlichen eine Chance auf 
Bildung und eine gelingende Zukunft geben  
(November 2020)

  �Die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf  
Kinder und deren Rechte (November 2020) 

  �Covid-19 Lockerungen (Dezember 2020)

Die Stellungnahmen umfassten zahlreiche kinderrechtliche 
Forderungen und beinhalten unter anderem, dass

  �in alle Entscheidungen bzw. öffentlichen Gremien zur 
Bewältigung der Pandemie Kinderrechtsexpert*innen 
eingebunden werden;

  �das bio-psycho-soziale Modell von Gesundheit gerade auch 
während der Pandemie berücksichtigt wird; 

  �junge Menschen in die Entwicklung von Unterstützungsmaß-
nahmen bei durch die Pandemie entstandenen Belastungen 
miteinzubeziehen sind; 

  �ausreichende budgetäre Mittel (Covid-Sondertöpfe) für solch 
abfedernde und kompensatorische Maßnahmen unbürokra-
tisch und rasch zur Verfügung stehen. 

Stellungnahmen, Positionen, ForderungenInteressensvertretung

1 weitere Details finden sich in Kapitel 2, „Corona“

§
Artikel 1 des Bundesverfassungsgesetzes 
über die Rechte von Kindern fordert: „Bei allen 
Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher 
und privater Einrichtungen muss das Wohl des 
Kindes eine vorrangige Erwägung sein.“  
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Oktober 2019
Positionspapier: Trennung oder Scheidung der Eltern. 
Kinderrechte bei Obsorge- und Kontaktregelungen 
(siehe S. 53)

November 2019
Bericht der Salzburger Gewaltstudie:  
30 Jahre Gewaltverbot in der Erziehung (siehe S. 17)

November 2020
Positionspapier: Die Auswirkungen der Covid-19-
Pandemie auf Kinder und deren Rechte (siehe S. 7)

Hinweis: Sämtliche Stellungnahmen, Berichte und 
Positionspapiere können in voller Länger auf 
www.kija-sbg.at/positionen nachgelesen werden. 

Positionen, Berichte & Forderungen
Die kijas reagieren nicht nur auf Gesetzesentwürfe, sie 
greifen auch aktiv kinderrechtlich relevante Themen auf und 
bringen sie mittels Positionspapieren oder offener Briefe einer 
breiten Öffentlichkeit zur Kenntnis.

November 2018
Forderungen anlässlich der Parlamentarischen Enquete 
„Kinder- und Jugendhilfe quo vadis?“ (siehe S. 16)

September 2020
Positionspapier Jugenddelinquenz und 
Jugendstrafvollzug
Darin sprachen sich die kijas klar für die Beibehaltung der 
Strafmündigkeit ab 14 Jahren und für die Beibehaltung des 
Schutzrahmens des Jugendgerichtsgesetzes aus. Vorrangi-
ges Ziel müsse sein, Delinquenz von Kindern und Jugend-
lichen zu verhindern und stattdessen präventive Angebote 
in der Kinder- und Jugendhilfe, dem Bildungssystem und der 
Jugendarbeit zu setzen. Zusätzlich brauche es Verbesse-
rungen im Strafverfahren und Jugendstrafvollzug. 

Oktober 2019
Positionspapier zur verfassungsrechtlichen 
Verankerung der Kinder- und Jugendanwaltschaften 
(Univ.-Prof. Dr. Reinhard Klaushofer im Auftrag der kija 
Österreichs)

Stellungnahmen, Positionen, ForderungenInteressensvertretung
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Gesundheit:
  �Post-Covid-Nachsorgepaket zur psychischen Unterstützung 
und Abfederung der Kollateralschäden

  �Aufstockung der Plätze für Kinder und Jugendliche für 
Psychotherapie auf Kasse, sowie der Ausbau von Facharzt-
stellen für Kinder- und Jugendpsychiatrie 

  �Freier Zugang zu Gesundheitsleistungen auch für nicht-(mit)
versicherte Kinder und Jugendliche

  �Umzäunungspflicht für Swimmingpools oder Schwimmteiche 
(Ertrinken als häufigste Todesursache für Kinder unter 6 
Jahren)

  �Ausbau kostenloser Schwimmkurse

Jugendschutz/-recht:
  �Jährliche außerschulische „Beratungsmesse“ (Woche der 
Aufklärung, ähnlich BIM)

  �Verbindlichkeit zur Umsetzung der Anträge des Jugendland-
tages

  �Rauchfreie Spielplätze
  �Einführung von Testkäufen von Alkohol und Nikotin (Mystery 
Shopping)

  �Zugangsbeschränkung für Jugendliche auf Seiten mit 
gefährdenden Inhalten

Fremdenrecht:
  �Obsorge ab dem ersten Tag des Aufenthalts in Österreich
  �Gleiche Tagsätze der Einrichtungen der Grundversorgung 
wie in der Kinder- und Jugendhilfe

  �Kindeswohlprüfung im gesamten Asylverfahren (schriftliche 
Begründung der Abwägung)

  �Einführung einer*s kinderrechtlichen Verfahrensbegleiter*in
  �Kinderschutzkommission bei negativem Asylbescheid zur 
Prüfung des Kindeswohls

Kinderbetreuungseinrichtungen & Schule:
  �Einen Sitzplatz im Schulbus für jedes Kind
  �Lehrplanentrümpelung
  �Echte Partizipation der Schüler*innen im SGA
  �Mobbing & Gewaltpräventions- und Interventionsstelle
  �Österreichweite modulare Online-Schooling-Tools für alle 
Schulstufen als Möglichkeit für jene, die suspendiert sind 
oder aufgrund ihrer psychischen oder physischen Gesund-
heit nicht am Regelunterricht teilnehmen können

  �Bei Bedarf kostenlose Zurverfügungstellung von Endgeräten 
für Schüler*innen, auch in den Ferien

  �Rechtsanspruch auf Teilnahme einer Vertrauensperson an 
Schulausschlusskonferenzen auf Wunsch der*s Schüler*in 

  �Zulassung und Ausbau der Workshops in Schulklassen zu 
den Themen Mobbing, soziales Lernen, psychische 
Gesundheit, familiäre Gewalt etc.

  �Ausstattung der Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen 
mit Lüftungs- bzw. Klimageräten

  �Bereitstellung von kostenlosen Menstruationsprodukten in 
Schulen und Universitäten

  �Kleinere Gruppen, höherer Betreuungsschlüssel
  �Kinderschutzkonzepte in allen Organisationen, die mit 
jungen Menschen arbeiten (KIB, Schulen, Internate, 
Sport- und Freizeitvereine, etc.)

Wohnen: 
  �leistbare und zugängliche Start-Up-Wohnungen in allen 
Gemeinden (bis 26)

  �Antragsrecht für eine geförderte Mietwohnung bereits ab 16
  �Überarbeitung des Bautechnik-Gesetzes und Schaffung 
eines Spielplatz-Gesetzes

  �Verbot von Laubbläsern

Kinder- und Jugendhilfe/Kinderschutz:
  �Einheitliche Standards in der Kinder- und Jugendhilfe
  �Rechtsanspruch auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
bis 25 - auch wenn vor dem 18. Geburtstag keine Maßnah-
men gesetzt wurden

  �personelle Erweiterung für die Arbeit der kinderanwaltlichen 
Vertrauensperson in Salzburg sowie Umsetzung des 
Anspruchs auch für Pflegekinder lt. gesetzl. Grundlagen

  �Ausdehnung der Frühen Hilfen auf ALLE Familien
  �Ausbau des Kinderschutzzentrums

kija & Kinderrechte:
  �Eigenes Kinder- und Jugendanwaltschaftsgesetz inkl. 
Ausstattung der kija mit Rechtspersönlichkeit 

  �Kinder- und jugendgerechte Büroräume gemäß den 
Internationale Richtlinien für unabhängige Kinderrechtsorga-
nisationen (Niederschwelligkeit, Sichtbarkeit, getrennt von 
der Verwaltung/Amtsgebäude) 

  �Verankerung der kijas im BVG-Kinderrechte und Erweiterung 
des BVG-Kinderrechte

  �Recht auf intakte Umwelt in die Kinderrechtskonvention & 
Salzburger Landesverfassung

  �Verpflichtende Kinderverträglichkeitsprüfung

Soziales:
  �Bekämpfung Kinderarmut u. a. durch: 
- Richtsatzerhöhung für Kinder nach dem tatsächlichen Bedarf 
- Unterhaltsrechtsreform 
- Leistbares Wohnen 
- Kostenlose Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel

  �Eigenständiges Antragsrecht auf Sozialhilfe für mündige 
Minderjährige

  �Jugendhilfe in Strafverfahren

Was es zu tun gäbe ...Offene Forderungen
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Praktikum in der kija SalzburgAnhang

Marie beim Versand der Kinderrechte-Koffer, bei deren Erstellung sie 
tatkräftig mitgearbeitet hat.

Im Rahmen meines Lehrgangs „Psychotherapeutisches Propädeutikum“ an der Universität Salzburg habe ich 
mich als Praktikantin bei der kija Salzburg beworben. Um einen möglichst umfangreichen Einblick zu bekom-
men, entschied ich mich dafür, die vorgegebenen Stunden auf sechs Monate aufzuteilen und startete so im 
Oktober 2019 mein Praktikum.

Was mir sofort auffiel, sind die Buntheit und Herzlichkeit des Teams. Der Einsatz, mit dem in der kija für 
die Rechte der Kinder und Jugendlichen gearbeitet wird, ist beeindruckend und ansteckend. Die kija-
Berater*innen begegnen den Klient*innen mit großer Offenheit und Wertschätzung. Besonders gefreut hat 
mich, dass ich auch zu Einzelfällen, Veranstaltungen und Workshops mitgenommen und nach meiner Mei-
nung gefragt wurde. Da ich knapp fünf Jahre Theorie im Rahmen meines Studiums hinter mir habe, freute ich 
mich, nun dieses Wissen in der Praxis anwenden zu können. Besonders aktiv war ich in den Workshops, die 
spezifisch aufgrund von Mobbingfällen in Schulen stattfanden. Es war spannend, die Inhalte zu planen und 
umzusetzen und bei Gesprächen mit den Schüler*innen, Lehrer*innen und Eltern dabei sein zu sein können. 

Spannend in der kija Salzburg ist außerdem, dass an sie herangetragene Themen und Problematiken rasch in 
Angriff genommen werden. Hier interessiert man sich sichtlich für die Sorgen der jungen Leute, wobei anstatt 
des Problems bald mögliche Lösungen in den Fokus rücken. Es war schön dabei zu sein, wenn sich das Team 
gemeinsam darüber den Kopf zerbrach, was getan werden könne. Ich würde mich als Kind oder Jugendliche*r 
hier respektiert und ernstgenommen fühlen!
Marie Schebeck

Praktikum in der kija Salzburg
Rund zehn Studierende absolvieren jedes Jahr ihr Prak-
tikum in der kija Salzburg. Je nach Studium können sie 
ihr Wissen in dem jeweiligen Bereich in der kija Salzburg 
einbringen - etwa bei der Ausarbeitung von Workshopma-
terialien, bei der rechtlichen Recherchearbeit oder bei der 
Planung und Durchführung einer Veranstaltung. Wir freuen 
uns über frischen Wind, neue Blickwinkel und engagierte 
Mitkämpfer*innen für die Kinderrechte.
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kija-Rechtsanwält*innen
Gertraud Achleitner
Michael Hofer
Stephan Kliemstein
Guido Lepeska
Silvia Maus
Klaus Perner
Verena Riedherr
Olaf Rittinger
Katharina Taudes

Lehrlinge
Sarah Heis
Isabella Kurej
Caja Unger

Praktikant*innen 
2018 / 2. Halbjahr
Eva Karlinger
Monika Niedermüller
Susanne Pogacnik
Christina Schmid
Hannah Wörgötter

2019
Judith Fisch
Elisabeth Gruber
Anna Kraller
Carolina Pürrer
Julia Schauer
Marie Schebeck
Sabine Schober-Balakat
Natasa Simic
Julia Katharina Voßmann

2020
Julia Astner
Maximilian Christall
Katharina Egger
Tobias Glatz
Bejza Kudic
Christoph Salzlechner
Natalija Stepanovic

Für die kija im EinsatzAnhang

Praktikant Maximilian Christall beim Weltkindertag im Corona-Jahr 
2020, hier ganz cool mit kija-Mitarbeiter Hermann Lasselsberger.

Sarah Heis war wie die meisten Lehrlinge ein beliebtes Fotomodell - sie 
verlängerte (trotzdem) ihre Zeit bei uns, so gut gefiel es ihr in der kija!

Die langjährige freie Mitarbeiterin Franziska Kinskofer an ihrem 
Arbeitsplatz, wie immer bringt sie positive Vibes in die kija.

Projekt- und Workshop-
mitarbeiter*innen
Tanja Auer (bis 2019)
Sebastian Burger 
Franziska Kinskofer
Andreas Prömer
Julia Schauer
Lisa-Sophie Sönser
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Kinder und Jugendliche haben Rechte!Anhang

§
Alle Kinder auf der ganzen Welt haben die gleichen Rechte.

  �Kein Kind darf - aus welchen Gründen auch immer 
- benachteiligt werden.

  �Kinder haben das Recht, umgeben von Liebe, Gebor-
genheit und Verständnis aufzuwachsen.

  �Kinder haben das Recht darauf, dass bei allen Maßnah-
men, die sie betreffen, ihr Wohl und ihr bestes Interesse 
vorrangig berücksichtigt werden.

  �Kinder haben das Recht, vor Armut geschützt zu 
werden und in sozialer Sicherheit aufzuwachsen.

  �Kinder haben das Recht, so gesund wie möglich zu 
leben und medizinisch versorgt zu werden.

  �Kinder haben das Recht, zu lernen und eine Ausbildung 
zu machen, die ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten 
entspricht.

  �Kinder haben das Recht auf Freizeit, allein und mit 
anderen Kindern zu spielen und sich auszuruhen.

  �Kinder haben das Recht, dass ihr Privatleben und ihre 
Würde geachtet werden.

  �Kinder haben das Recht auf Freund*innen, sich mit 
anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu 
versammeln.

  �Kinder haben das Recht, alles zu erfahren, was sie 
betrifft. Sie haben das Recht, dass ihnen zugehört und 
dass ihre Meinung berücksichtigt wird.

  �Kinder haben das Recht, bei ihren Eltern zu leben. 
Wenn Eltern nicht zusammenleben, haben Kinder das 
Recht, beide Eltern regelmäßig zu treffen.

  �Kinder haben das Recht auf Schutz vor jeder Form von 
Gewalt, auf Schutz vor Misshandlung und Vernachlässi-
gung.

  �Kinder haben das Recht, vor schwerer und gefährlicher 
Arbeit geschützt zu werden.

  �Kinder haben das Recht, vor allen Formen der Ausbeu-
tung geschützt zu werden.

  �Kinder haben das Recht, dass sie nicht verkauft werden 
und dass mit ihnen kein Handel betrieben wird.

  �Kinder haben das Recht, besonders geschützt zu 
werden, wenn in ihrem Land Krieg ist oder sie auf der 
Flucht sind.

  �Behinderte Kinder haben das Recht auf besondere 
Unterstützung und Förderung.

  �Kinder von Minderheiten haben das Recht, ihre Sprache 
und Kultur zu pflegen.

  �Kinder, die eine strafbare Handlung begangen haben, 
haben das Recht, eine neue Chance in der Gemein-
schaft zu erhalten.

(zusammengestellt nach der UN-Konvention über 
die Rechte des Kindes)

Kinder auf der Flucht haben das Recht auf Schutz.
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5. Abschnitt
Kinder - und Jugendanwaltschaft

§ 43 Einrichtung und Organisation

1) Für das Land Salzburg ist eine Kinder- und Jugendan-
waltschaft eingerichtet. Sie besteht aus dem Kinder- und 
Jugendanwalt oder der Kinder- und Jugendanwältin als Leiter 
bzw. Leiterin und der erforderlichen Zahl von Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen.
(2) Der Kinder- und Jugendanwalt oder die Kinder- und Ju-
gendanwältin wird von der Landesregierung nach öffentlicher 
Ausschreibung für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Vor der 
Bestellung hat eine öffentliche Anhörung der Bewerber und 
Bewerberinnen vor dem Kinder- und Jugendhilfebeirat statt-
zufinden. Der Beirat hat der Landesregierung das Ergebnis 
der Anhörung zu berichten und kann dabei auch Vorschläge 
für die Bestellung erstatten. Die Landesregierung hat bei der 
Bestellung auf das Ergebnis eines die Chancengleichheit aller 
Bewerber und Bewerberinnen gewährleistenden Auswahlverfah-
rens Bedacht zu nehmen. Die Bestellung ist in der Salzburger 
Landes-Zeitung kundzumachen.
(3) Nach Ablauf der Funktionsdauer kann der Kinder- und 
Jugendanwalt oder die Kinder- und Jugendanwältin von der 
Landesregierung nach Anhörung des Kinder- und Jugendhil-
febeirates ohne öffentliche Ausschreibung für jeweils weitere 
fünf Jahre wiederbestellt werden. Die Wiederbestellung ist in 
der Salzburger Landes-Zeitung kundzumachen. Bis zu einer 
Neu- oder Wiederbestellung sind die Geschäfte vom bisherigen 
Amtsinhaber oder der bisherigen Amtsinhaberin weiterzuführen.
(4) Zum Kinder- und Jugendanwalt oder zur Kinder- und Jugend-
anwältin können nur Personen mit einschlägiger Ausbildung 

bestellt werden, die Kenntnisse und praktische Erfahrung auf 
dem Gebiet der Kinder- und Jugendhilfe haben und die unter 
Mitwirkung des Kinder- und Jugendhilfebeirats festgelegten 
Anforderungen erfüllen. Während der Amtsdauer darf der 
Kinder- und Jugendanwalt oder die Kinder- und Jugendanwältin 
keine Tätigkeit ausüben, die mit den Obliegenheiten des Amtes 
unvereinbar oder geeignet ist, den Anschein der Befangenheit 
hervorzurufen.
(5) Der Kinder- und Jugendanwalt oder die Kinder- und Jugend-
anwältin ist in Ausübung dieser Funktion an keine Weisungen 
gebunden. Gegenüber den Mitarbeitern kommt ihm bzw. ihr das 
Leitungs- und Weisungsrecht zu.
(6) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Gegen-
stände der Geschäftsführung der Kinder- und Jugendanwalt-
schaft unterrichten zu lassen. Sie hat den Kinder- und Jugend-
anwalt oder die Kinder- und Jugendanwältin abzuberufen, wenn 
die Bestellungsvoraussetzungen nicht gegeben waren oder 
weggefallen sind oder wenn der Kinder- und Jugendanwalt bzw. 
die Kinder- und Jugendanwältin seine bzw. ihre Funktion aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausüben kann oder die 
mit ihr verbundenen Pflichten grob verletzt oder vernachlässigt 
hat.
(7) Die Funktion des Kinder- und Jugendanwalts oder der Kin-
der- und Jugendanwältin endet außer durch Abberufung durch 
Verzicht. Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der Landesregie-
rung zu erklären; er wird mit Einlangen der Erklärung bei dieser 
wirksam. Das Ende der Funktion ist von der Landesregierung in
der Salzburger Landes-Zeitung kundzumachen. Eine Neubestel-
lung ist unverzüglich vorzunehmen.
(8) Die Landesregierung hat der Kinder- und Jugendanwalt-
schaft die zur ordnungsgemäßen und wirkungsvollen Besorgung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen.

Salzburger Kinder- und JugendhilfegesetzAnhang

kija Salzburg
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Salzburger Kinder- und Jugendhilfegesetz

Bundes- & Landesverfassung

   UN-Kinderrechtskonvention
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§ 44 Aufgaben

(1) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat die Aufgabe, 
die Rechte und Interessen von Kindern und Jugendlichen 
wirksam zu fördern, auf deren Einhaltung zu achten und in 
der Öffentlichkeit zu vertreten. Leitlinie ihres Handelns ist das 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes, kundgemacht 
unter BGBl Nr. 7/1993, („UN-Kinderrechtskonvention“) sowie 
das Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern, 
BGBl I Nr. 4/2011.

(2) Einzelne Kinder und Jugendliche betreffend hat die Kinder 
und Jugendanwaltschaft insbesondere folgende Aufgaben:
1. �Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene sowie Personen 

ihres familiären oder sozialen Umfelds in allen Angele-
genheiten, die die Rechte oder sonstigen Interessen von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen betreffen, 
zu beraten und zu unterstützen;

2. �bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen 
über die Pflege und Erziehung zwischen den beteiligten 
Kindern und Jugendlichen, Eltern oder sonst mit Pflege 
und Erziehung betrauten Personen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe helfend und beratend tätig zu werden;

3. �bei Konflikten zwischen Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen und Personen ihres familiären und sozialen 
Umfelds sowie Behörden und Einrichtungen zur Betreuung, 
Beratung oder zum Unterricht von Minderjährigen (Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe, Kindergärten, Schulen 
udgl.) zu vermitteln und Hilfestellungen zu geben;

4. �für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die von 
Verwaltungsverfahren, Verwaltungsstrafverfahren oder 
gerichtlichen Verfahren betroffen sind, vorstellig zu werden;

5. �die Tätigkeit als kinderanwaltschaftliche Vertrauensperson 
für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene wahrzuneh-
men.

(3) Im allgemeinen Interesse von Kindern und Jugendlichen 
hat die Kinder- und Jugendanwaltschaft folgende Aufgaben:
1. �die Öffentlichkeit über die Aufgaben der Kinder- und Jugend-

anwaltschaft, die Kinderrechte und die sonstigen Angele-
genheiten, die für Kinder, Jugendliche und junge Erwachse-
ne von besonderer Bedeutung sind, zu informieren;

2.� �die Rechte, Interessen, Bedürfnisse und Anliegen von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in der 
Öffentlichkeit zu vertreten;

3. �die Interessen von Kindern, Jugendlichen oder jungen 
Erwachsenen bei der Planung von und Forschung über 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe einzubringen;

4. �im Kinder- und Jugendhilfebeirat mitzuwirken;
5. �bei der Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsent-

würfen im Hinblick auf die Rechte und Bedürfnisse von 
Kindern und Jugendlichen mitzuwirken;

6. �mit den einschlägigen nationalen und internationalen Netz-
werken zusammenzuarbeiten und diese zu unterstützen.

(4) Die Inanspruchnahme der Beratungsdienste der Kinder- 
und Jugendanwaltschaft ist unentgeltlich. Sie kann auch 
vertraulich und anonym erfolgen. Bei allen Handlungen sind 
die betroffenen Kinder- und Jugendlichen altersgemäß zu 
beteiligen.

(5) Der Kinder- und Jugendanwalt oder die Kinder- und 
Jugendanwältin und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Kinder- und Jugendanwaltschaft sind unbeschadet der Aus-
kunftsverpflichtung gemäß § 43 Abs. 6 zur Verschwiegenheit 
über die ausschließlich aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen im Sinn des § 52 verpflichtet.

(6) Personenbezogene Daten, die die Kinder- und Jugendan-
waltschaft im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung erhebt 
und verwendet, sind wirksam gegen unbefugten Zugang und 
unbefugte Bekanntgabe durch geeignete Vorkehrungen zu 
schützen.

(7) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat alle zwei Jahre 
einen Tätigkeitsbericht über die gesammelten Erfahrungen 
samt Schlussfolgerungen an die Landesregierung zu erstatten. 
Die Landesregierung hat den Bericht dem Kinder- und Jugend-
hilfebeirat und dem Landtag vorzulegen. Betreffen Wahrneh-
mungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Landesbehörden 
oder Einrichtungen, die der Aufsicht des Landes unterliegen, 
sind diesen von der Landesregierung die jeweiligen Teile des 
Berichtes zur Stellungnahme zu übermitteln.

Salzburger Kinder- und JugendhilfegesetzAnhang
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§ 45 Befugnisse

(1) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat folgende  
Befugnisse:
1. �Parteistellung (§ 8 AVG) in Verwaltungsverfahren auf Grund 

dieses Gesetzes, des Salzburger Kinderbetreuungsge-
setzes oder auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften 
über folgende Vorhaben zu beanspruchen, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist: 
a) Errichtung und wesentliche Änderung von Bauten, die 
überwiegend von Kindern oder Jugendlichen in größerer 
Zahl benützt werden oder benützt werden sollen, 
b) Errichtung oder Erweiterung eines Privatkindergartens, 
c) Errichtung, Betrieb oder wesentliche Änderung von 
Krankenanstalten;

2. �Akteneinsicht (§ 17 AVG) und die Ladung zur Teilnahme an 
mündlichen Verhandlungen in allen weiteren Verwaltungs-
verfahren, die auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften 
durchzuführen sind und die Interessen von Kindern und Ju-
gendlichen betreffen, zu verlangen, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist;

3. �den Zugang zu allen personenbezogenen Daten, Infor-
mationen und Schriftstücken im Bereich der Landes- und 
Gemeindeverwaltung zu verlangen, die kein bestimmtes 
Verwaltungsverfahren betreffen und deren Heranziehung 
und Auswertung zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist;

4. �Empfehlungen zur Verbesserung der allgemeinen Lebens-
bedingungen von Kindern und Jugendlichen zu geben.

(2) Alle Landes- und Gemeindebehörden sind verpflichtet, 
der Kinder- und Jugendanwaltschaft die zur Ausübung ihrer 
Tätigkeit notwendige Unterstützung zu gewähren und die er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Behörden des Landes 
und der Gemeinden sowie die privaten Kinder- und Jugend-
hilfeorganisationen sind verpflichtet, innerhalb einer Frist von 
acht Wochen den an sie gerichteten Empfehlungen der Kinder- 
und Jugendanwaltschaft nachzukommen oder schriftlich zu 
begründen, warum den Empfehlungen nicht nachgekommen 
wird.

(3) Zur Wahrnehmung der Aufgabe als kinderanwaltschaftliche 
Vertrauensperson ist der Kinder- und Jugendanwaltschaft der 
persönliche Kontakt mit den in Rahmen der vollen Erziehung 
betreuten Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu 
ermöglichen.

Salzburger Kinder- und JugendhilfegesetzAnhang
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